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eines seiner Ausschüsse verpflichtet ist oder von einer 
anderen amtlichen Stelle unter Hinweis auf die Straf­
barkeit der Geheimnisverletzung förmlich verpflichtet 
worden ist, und dadurch wichtige öffentliche Inter­
essen gefährdet.

§ 353 d
(1) Ein Beamter, der in Ausübung oder in Veran­

lassung der Ausübung seines Amtes die Vertraulich­
keit des Wortes verletzt (§ 298 Abs. 1 und 2), wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft. Der 
Versuch ist strafbar.

(2) Ebenso wird ein Beamter oder früherer Beam­
ter bestraft, der unbefugt das nichtöffentlich gespro­
chene Wort eines anderen offenbart, das in befugter 
oder unbefugter Amtsausübung auf einen Tonträger 
aufgenommen oder mit einem Abhörgerät abgehört 
worden ist.

(3) Der Versuch ist strafbar.
(4) Erfolgt die Geheimhaltung auf Grund des Be­

schlusses eines Gesetzgebungsorgans oder eines seiner 
Ausschüsse, so wird die Tat nur mit Ermächtigung 
des Präsidenten des Gesetzgebungsorgans verfolgt; in 
anderen Fällen wird sie nur mit Ermächtigung der 
Bundesregierung verfolgt.

§ 354
Ein Postbeamter, welcher die der Post anvertrau­

ten Briefe oder Pakete in anderen als den im Gesetz 
vorgesehenen Fällen öffnet oder unterdrückt oder 
einem anderen wissentlich eine solche Handlung ge­
stattet oder ihm dabei wissentlich Hilfe leistet, wird 
mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft.

7. Kapitel
Straftaten gegen die allgemeine Sicherheit

4. Abschnitt 
Straftaten gegen den Nachrichtenverkehr

§202

Verletzung des Post- und Fernmeldegeheimnisses

Wer als Mitarbeiter oder Beauftragter der Deut­
schen Post unbefugt Briefsendungen . . . (bei § 355 
StGB West) während der Beförderung öffnet . . . 
(bei § 355 StGB West) wird von einem gesellschaft­
lichen Organ der Rechtspflege zur Verantwortung ge­
zogen oder mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Ver­
urteilung auf Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren bestraft.

§203

Nachrichtenunterdrückung

Wer als Mitarbeiter oder Beauftragter der Deut­
schen Post dieser zur Beförderung anvertraute Brief­
sendungen . . . (bei § 355 StGB West) unterdrückt, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Verurteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit 
öffentlichem Tadel bestraft oder von einem gesell­
schaftlichen Organ der Rechtspflege zur Verantwor­
tung gezogen.


